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Wer will hier wen vernichten?
BSW, Nato, neue deutsche Sicherheitspolitik: „Nibelungentreue und ihre Gefahren“, FR-Feuilleton vom 3, Februar

Die Kritik sollte sich

an Putin richten

Danke der FR, dass sie mit die-
sem Beitrag geholfen hat, der
„Friedensbewegung“ von Wa-
genknecht und Co. die Maske
vom Gesicht zu reißen. Wer wie
Wagenknechts Parteimitglied
und Vordenker Wolfgang Streeck
die Fakten auf den Kopf stellt,
der ist nicht diskussionswürdig.

Laut Streeck „sind die USA in
der Ukraine dabei, unter Zurück-
lassung eines Trümmerfeldes das
Weite zu suchen“. Wer bitte hat
die Ukraine mit seiner Armee
überfallen und zerstört seit zwei
Jahren ununterbrochen das Land
und tötet Zivilisten? Putin. Wei-
ter, laut Streeck, hat der Westen
„unverhüllte Vernichtungsfant-
asien“. Wer will hier wen ver-
nichten? Putin und seine Armee
versuchen täglich, die Ukraine
zu vernichten. Wer wie Streeck
aber Frieden durch Stopp von
Waffenlieferung erhofft, der soll-
te zuerst den auffordern, der für
das tägliche Versenden von
Drohnen, Raketen und Panzern
in die Ukraine verantwortlich ist:
Putin. Er wird sich bei der „Frie-
denspartei“ BSW für diesen Arti-
kel erkenntlich zeigen.

Dieter Nentwig, Erlensee

DemMöchtegernzaren

anheimgefallen

Professor Streeck behauptet, dass
„die etablierten Parteien und ihre
Öffentlichkeit hartnäckig“ eine
„längst fällige Debatte über das
nationale Interesse Deutschlands
unter den Bedingungen des Zu-
sammenbruchs der US-be-
herrschten Weltordnung nach
1990“ verweigerten. Er wirft
Deutschland „Nibelungentreue“

vor und fordert eine neue Sicher-
heitspolitik zugunsten Russlands.

Streeck ist Mitstreiter von
Sahra Wagenknecht, die seit Jah-
ren als Selbstdarstellerin und
Apologetin von Putins imperia-
listischer Politik unterwegs ist.
Ihrer Meinung nach sei der Wes-
ten, die Nato, die USA schuld an
der russischen Spezialoperation,
weil Russland sich bedroht fühl-
te. Teile der Linken und jetzt das
„Bündnis Sarah Wagenknecht“
sind m.E. eine Propagandaagen-
tur eines aberwitzigen, größen-
wahnsinnigen, freidrehenden
Exgeheimdienstlers, der gern
Zar sein und die Schmach des
Zerfalls der UdSSR wettmachen
möchte.

Putin spricht der Ukraine die
Existenzberechtigung ab, obwohl
in den 90er Jahren nach der Ab-
gabe der Atomwaffen an Russ-
land ihre Integrität als Nation
von eben diesem Russland garan-
tiert wurde. 2014 erfolgte der ers-
te Krieg gegen die Ukraine. Der
Westen schaute zu. Die Ukraine
werde von Nazis, Drogenabhän-
gigen und sonstigen Leuten re-
giert – so Putins Propaganda.
Und nicht mehr von moskauhö-
rigen Oligarchen, sei ergänzt.

Streeck argumentiert mit
Zahlen von Rüstungsausgaben
und toten Menschen, ferner mit
Trump, der Europa und die Nato
wie eine heiße Kartoffel fallen
lassen werde. Russland sei „nach
dem Scheitern des westlichen
Versuchs, es als Staat und Indus-
triegesellschaft auszulöschen,
nicht mehr unbedingt an einer
Lösung des Ukrainekonflikts in-
teressiert“. Weiter: „Motiv hier-
für könnte ein verständliches
Misstrauen als Reaktion auf die
unverhüllten Vernichtungsfant-
asien des Westens zu Kriegsbe-

ginn sein – von Bidens regime

change zu Baerbocks Überstel-
lung Putins an ein Haager Tribu-
nal“. Aha, „verständliches Miss-
trauen“ bei Putin und „Vernich-
tungsfantasien des Westens“! Al-
les klar! Wer will denn wen ver-
nichten, Herr Professor?

Kein Wort des Professors,
der einmal Direktor des Max-
Planck-Instituts für Gesell-
schaftsforschung (!) war, über
die menschenverachtende Ag-
gressionspolitik Russlands. Kein
Wort über die Kriegsverbrechen
Putins und seiner Armee (But-
scha, Mariupol, zigtausend Kin-
der wurden verschleppt). Kein
Wort über die Verstöße gegen
das internationale Völkerrecht.

Streeck, Wagenknecht und
andere Propagandisten der BSW
kriechen Putin zur Freude der
AfD in den Arsch. Streeck merkt
nicht, dass er selbst einer Nibe-
lungentreue dem Aggressor Pu-
tin anheimgefallen ist.

Prof. Matthias Elzer, Hofheim a.T.

Was hier nicht

ausgesprochen wird

Ein erstrangiger Soziologe wür-
de sorgfältig Für und Wider ab-
wägen. Streeck bleibt nur beim
Für, genau genommen dem ge-
sellschaftsfähigen Egoismus. Er
hinterlässt einen stinkenden
Haufen. Er insinuiert, dass die
Burgunder lieber den heimtü-
ckischen Mörder Hagen hätten
ausliefern sollen, um mit dem
Leben davonzukommen, genau-
so wie (er spricht es nicht aus)
der Westen die um ihre Existenz
kämpfende Ukraine ihrem
Schicksal überlassen sollte, da-
mit ... Wolfgang Brand, Langen

Diskussion: frblog.de/bsw-2

DIALOG: Neoliberal
Liebe FR,

was die Ursache für fast alle
wirtschaftlichen und politi-
schen Probleme ist: der aktuell
global herrschende Neolibera-
lismus. Neoliberale behaupten,
alles könne am besten markt-
wirtschaftlich organisiert wer-
den, und der Markt solle nicht
von außen beeinflusst werden.
Dann würde es auf wundersa-
me Weise allen so gut gehen,
wie unter keinem anderen Sys-
tem denkbar.

Bullshit! Ein völlig ungere-
gelter oder zu wenig geregelter
Markt lässt die am meisten Be-
sitzenden umso mehr hinzuge-
winnen, je mehr sie bereits ha-
ben. Weil sie es den anderen
schlicht wegnehmen. So ent-
steht für die unteren 99 Prozent
Mangel an den notwendigen
und für ein gutes Leben wün-
schenswerten Dingen. Und auf
der anderen Seite Überfluss am
Überflüssigen. Die Lösung ist
ein nach sozialen und ökologi-
schen Gesichtspunkten einge-
hegter Markt und eine Demo-
kratie, bei der jede Stimme
gleich viel zählt.

Ralf Michael Lübbers, Marienhafe

Lieber Herr Lübbers,

auf meine Kolumne über be-
grenzten Platz imPrint-Forum
vom vergangenen Samstag hin
haben Sie sich diesmal ziemlich
kurz gefasst. Dafür zunächst
danke. Ihre Zuschrift zeigt, dass
man auch so Debatten führen
kann. . Ich habe Ihre Zuschrift
hier online veröffentlicht:
www.frblog.de/jammer

Ich bin gespannt, ob es weitere
Reaktionen aus dem Kreis der
FR-Leserinnen und -Leser gibt,
die Ihre Meinung teilen, dass
nicht jede Wahlstimme gleich
viel zählt.
Wir lesen uns!

Lutz „Bronski“ Büge, FR-Forum

Zahlt so einer
Steuern?
Zu: „Armer Elon Musk“,
FR-Wirtschaft vom 1. Februar

Herr Musk (Tesla) hatte einen
Plan. Er konnte innerhalb von
zwölf Schritten Aktienoptionen
mit einem maximalen Wert von
bis 55,8 Milliarden Dollar (51,46
Mrd. Euro) bekommen. Nun
entschied eine Richterin, dass
dieses nicht so einfach gehen
würde. Hierbei muss beachtet
werden: Diese Verhandlung
fand im Steuerparadies Delawa-
re (USA) statt. Nun wird Musk
seinen Hauptsitz nach Texas
verlegen. Vielleicht braucht er in
Texas überhaupt keine Steuern
zahlen.

Inzwischen haben sich die 27
Mitgliedstaaten der EU darauf
geeinigt der angeschlagenen
Ukraine auf vier Jahre ein
50-Milliarden Paket zu überwei-
sen. Was für ein Spiegelbild die-
ser Gesellschaft, eine einzelne
Person bekommt 55,8 Mrd. Dol-
lar als Vergütung und auf der
anderen Seite, 27 Mitgliedstaa-
ten überweisen 50 Milliarden in
ein Kriegsgebiet.

Josef Karl, Kelsterbach

FR ERLEBEN

Claus-Jürgen Göpfert

präsentiert sein Buch „Wer
nicht hören will, wird be-
streikt“. Mit Jürgen Hinzer,
früher Bundesstreikbeauftragter
der Gewerkschaft NGG.
Donnerstag, 15. Februar, 14 Uhr
DGB-Haus, Am Freiheitsplatz 6
Hanau

Claus-Jürgen Göpfert spricht
über das Erstarken der Rechten
in den Betrieben mit dem
Soziologen Prof. Klaus Dörre
von der Universität Jena.
Montag, 19. Februar, 19 Uhr
Club Voltaire, Kleine Hochstraße 5
Frankfurt

Andreas Schwarzkopfmoderiert
„Der Krieg in Gaza – Wie kann
man weitere Eskalationen
verhindern?“ Mit Nicole
Deitelhoff (Leipnitz-Institut
für Friedens- und Konflikt-
forschung) Ruprecht Polenz
(CDU) und Michael Roth (MdB,
SPD). Livestream:
youtube.com/hausamdom
Dienstag, 20. Februar, 19 Uhr
Haus am Dom, Domplatz 3, Frankfurt.

Ist das Streikrecht noch zeitgemäß?
Lokführerstreik: „Genug gezankt“, FR-Meinung vom 23 Januar

Eine ganze Gesellschaft

in „Geiselhaft“

Der Megastreik der GDL war ein
klarer Beweis dafür, dass ein
Streik in Bereichen der Daseins-
vorsorge dringend eine neue
und klarere gesetzliche Regelung
erfordert. Denn es muss künftig
verhindert werden, dass Arbeits-
kämpfe in diesen Bereichen die
gesamte Gesellschaft in „Geisel-
haft“ nehmen und beträchtliche
Schäden in der Wirtschaft verur-
sachen. Minderheiten in expo-
nierten Positionen im Wirt-
schaftsprozess dürfen mit ihren
überzogenen Forderungen und
langfristigen Kampfmaßnahmen
nicht Schäden in anderen Berei-
chen zusätzliche Schäden verur-
sachen. Diese gesetzliche Rege-
lung muss folgende Festlegun-
gen mindestens enthalten:

Kein Warnstreik, bevor nicht
wenigsten zwei- bis dreimal ver-
handelt wurde; Ankündigung
von Warnstreiks mit Fristen, die
eine sinnvolle Vorbereitung für
die Bereiche ermöglichen, die
nicht bestreikt werden; Zwang
zur Moderation von Tarifgesprä-
chen nach einer bestimmten
Anzahl von gescheiterten Tarif-

runden oder der Zwang zur
Schlichtung.

Es ist das „Verdienst“ der ag-
gressiven Aktivität von Herrn
Weselsky, dass nun auch Wirt-
schaftsverbände und Politiker die
Notwendigkeit einer Regelung
für diese Bereiche erkannt ha-
ben. Das Streikrecht ist ein hohes
Gut und muss verteidigt werden.
Das darf aber nicht auf Kosten
anderer Arbeitnehmer und ande-
rer Wirtschaftszweige erfolgen.

Klaus-Dieter Busche, Offenbach

Stellt Euch hinter

berechtigte Forderungen!

Ich kann nicht verstehen, dass
sich die FR nicht klar und solida-
risch auf die Seite der Arbeitneh-
mer, der Lokführer, stellt. Deren
Forderungen nach Verkürzung
der Arbeitszeit für diesen verant-
wortungsvollen, aufreibenden
Beruf sind mehr als berechtigt.
Die Angebote der Bahn waren lä-
cherlich und zynisch, denn sie
kommen von Vorständen, die für
ihr jahrelanges Missmanagement
– auf dem Rücken der Beschäftig-
ten und zu Lasten der Bahnkun-
den – ungehindert Millionen kas-
sieren. Wohlgemerkt: an Steuer-

geldern! Es ist schlicht daneben,
wenn die FR scheinbar unpartei-
isch den Kontrahenten zuruft:
„Genug gezankt“ und die Ge-
werkschaft der Lokführer mahnt,
sie müsse aufpassen, dass sie
nicht überzieht und ihr eine „Ver-
weigerungshaltung“ vorwirft. Ich
möchte, dass meine Zeitung Par-
tei ergreift für die berechtigte Sa-
che, für die Arbeitnehmer, zu de-
nen ich auch gehöre. Ich möchte
handfeste, mit Fakten gestützte
Analyse. Immerhin zeigt die Tat-
sache, dass die GDL mit 18 Bahn-
unternehmen bereits zufrieden-
stellende Tarifabschlüsse erzielt
hat, dass ihre Forderungen so un-
berechtigt nicht sein können. Nur
es gibt einen Unterschied: Die DB
darf Steuergelder verschwenden,
auch für den Kampf gegen einen
legitimen Streik.

Jetzt höre ich zu allem Über-
fluss, Kanzler Scholz wende sich
in einem Appell an die streiken-
den Lokführer. Warum wendet
er sich nicht an die Bahn? Da
braucht er nicht nur zu appellie-
ren – da kann er handeln, denn
die Bahn ist Bundeseigentum!

Manfred Bonson, Lüdinghausen

Diskussion: frblog.de/streikrecht-2


